
 

  

S 22 KA 1144/99

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Vertragsarztangelegenheiten
Abteilung 12
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 22 KA 1144/99
Datum 10.05.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 12 KA 150/01
Datum 04.06.2003

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 10. Mai 2001
wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. Der KlÃ¤ger hat der Beklagten auch die Kosten des Berufungsverfahrens zu
erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

In diesem Rechtsstreit geht es um eine DisziplinarmaÃ�nahme (GeldbuÃ�e in
HÃ¶he von 20.000,00 DM).

Der KlÃ¤ger, ein Arzt mit der Zusatzbezeichnung "Medizinische Genetik", wurde mit
Beschluss des Zulassungsausschusses vom 2. Mai 1994 zur Teilnahme an der
ambulanten vertragsÃ¤rztli- chen Versorgung in P. ermÃ¤chtigt. Der
ErmÃ¤chtigungsumfang erstreckte sich ausschlieÃ�lich auf Leistungen der
medizinischen Genetik. Die befristete ErmÃ¤chtigung wurde zuletzt mit Beschluss
des Zulassungsausschusses vom 14. Mai 1997 bis 30. April 1999 verlÃ¤ngert. In
seiner Sitzung vom 9. Dezember 1998 (Bescheid vom 28. Dezember 1998) widerrief
der Zulassungsausschuss auf Antrag der Beklagten die ErmÃ¤chtigung gemÃ¤Ã� Â§
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95 Abs.4, Abs.6 Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch (SGB V) i.V.m. Â§ 27
Zulassungsverordnung fÃ¼r VertragsÃ¤rzte (Ã�rzte-ZV), weil der KlÃ¤ger bei der
Erbringung Ã¤rztlicher Leistungen nicht persÃ¶nlich zur VerfÃ¼gung stehe. Seit
Ende des Jahres 1997 sei er tagsÃ¼ber nicht in der Praxis anwesend gewesen, der
Praxisbetrieb sei durch nichtÃ¤rztliches Personal aufrecht erhalten worden. Die
Abwesenheit stelle einen grÃ¶blichen VerstoÃ� gegen die vertragsÃ¤rztlichen
Pflichten dar. Der KlÃ¤ger sei zur AusÃ¼bung der vertragsÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeit
ungeeignet. Gegen diesen Beschluss hat der KlÃ¤ger Widerspruch eingelegt, der
vom Berufungsausschuss mit Beschluss vom 1. MÃ¤rz 2001 zurÃ¼ckgewiesen
wurde.

Die Beklagte beantragte mit Schriftsatz vom 29. Dezember 1998 beim
Disziplinarausschuss (DA) die DurchfÃ¼hrung eines Disziplinarverfahrens gegen
den KlÃ¤ger, weil dieser bereits seit Mitte des Jahres wÃ¤hrend der normalen
Arbeitszeit in seiner Praxis nicht mehr persÃ¶nlich zur VerfÃ¼gung stehe und den
Praxisbetrieb durch nichtÃ¤rztliches Personal aufrecht erhalte. Den Mitarbeitern sei
es zudem auch fast unmÃ¶glich, organisatorische Fragen oder auch problematische
Untersuchungsergebnisse mit dem KlÃ¤ger persÃ¶nlich abzuklÃ¤ren. Eine
VerstÃ¤ndigung sei selbst per Telefon oder per Telefax nur erschwert bzw. mit
erheblicher zeitlicher VerzÃ¶gerung mÃ¶glich. Der KlÃ¤ger sei allenfalls nach Ende
des Praxisbetriebs persÃ¶nlich anwesend, um die Befunde zu unterzeichnen. Die
tatsÃ¤chliche Leitung der Praxis erfolge durch nichtÃ¤rztliche Mitarbeiter. Der
KlÃ¤ger sei mit Schreiben der Beklagten vom 20. Juli 1998 auf seine Verpflichtung
zur persÃ¶nlichen Leistungserbringung hingewiesen und zur Stellungnahme
aufgefordert worden. Mit Telefax vom 23. Juli 1998 habe er mitgeteilt, dass er aus
gesundheitlichen GrÃ¼nden die genetische Beratung und daher auch den Arzt-
Patientenkontakt ausgesetzt habe, der Laborbetrieb jedoch ohne VerÃ¤nderungen
weiterlaufe. Alle Befunde wÃ¼rden von ihm persÃ¶nlich geprÃ¼ft und
unterzeichnet. Zudem stehe seine LebensgefÃ¤hrtin als Ã�rztin fÃ¼r RÃ¼ckfragen
jederzeit zur VerfÃ¼gung. Zu einem GesprÃ¤ch mit der Beklagten sei der KlÃ¤ger
nicht bereit gewesen. Mit Schreiben vom 27. Oktober 1998 hÃ¤tten zwei leitende
Mitarbeiter der Praxis, die Dipl. Biologen S. und H. der Beklagten bestÃ¤tigt, dass
der KlÃ¤ger seit Ende des Jahres 1997 seine Praxis wÃ¤hrend der normalen
tÃ¤glichen Arbeitszeit nicht mehr aufgesucht habe und jegliche Kommunikation
zwischen ihm und seinen Mitarbeitern unmÃ¶glich geworden sei. Das Verhalten des
KlÃ¤gers verstoÃ�e gegen Â§ 15 Abs.1 Bundesmantelvertrag-Ã�rzte (BMV-Ã�) und
Â§ 14 Abs.1 Arzt/Ersatzkassenvertrag (AEV) i.V.m. Â§ 32a Ã�rzte-ZV wegen
fehlender persÃ¶nlicher PrÃ¤senz wÃ¤hrend des Praxisbetriebs. Der KlÃ¤ger habe
seine Ã�berwachungspflicht infolge seiner stÃ¤ndigen Abwesenheit wÃ¤hrend des
Praxisbetriebs nicht mehr wahrgenommen. Diese verlange, dass der
aufsichtsfÃ¼hrende Vertragsarzt jederzeit steuernd in den Arbeitsablauf eingreifen
kÃ¶nne und seinen Mitarbeitern wÃ¤hrend der Arbeitszeit beratend zur VerfÃ¼gung
stehe. Wegen der Schwere des VerstoÃ�es wÃ¤re ein Ruhen der Zulassung
angezeigt, doch komme dies wegen des bereits erfolgten Widerspruchs gegen den
Widerruf der ErmÃ¤chtigung nicht mehr in Betracht. Deshalb werde eine GeldbuÃ�e
in HÃ¶he von 20.000,00 DM beantragt. Der KlÃ¤ger hat sich dazu nicht geÃ¤uÃ�ert.

Mit Beschluss vom 24. Februar 1999, mitgeteilt mit Bescheid der Beklagten vom 12.

                               2 / 6

https://dejure.org/gesetze/SGB_V/95.html


 

April 1999, setzte der DA antragsgemÃ¤Ã� gegen den KlÃ¤ger eine GeldbuÃ�e in
HÃ¶he von 20.000,00 DM fest. Zur BegrÃ¼ndung wurde ausgefÃ¼hrt, der KlÃ¤ger
sei auf Grund seiner ErmÃ¤chtigung zur Teilnahme an der vertragsÃ¤rztlichen
Versorgung berechtigt und verpflichtet gewesen und unterliege auch der
Disziplinargewalt der Beklagten. Durch den Widerruf der ErmÃ¤chtigung habe sich
daran nichts geÃ¤ndert, weil AnknÃ¼pfungstatsache fÃ¼r die Disziplinargewalt in
diesem Fall nicht ein persÃ¶nlicher Status, sondern allein die TÃ¤tigkeit aufgrund
der ErmÃ¤chtigung sei. Der KlÃ¤ger habe gegen die sich in seinem Fall aus Â§ 32a
Satz 1 Ã�rzte-ZV ergebende Pflicht zur persÃ¶nlichen Leistungserbringung
grÃ¶blich verstoÃ�en. Das Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen (LSG NRW)
habe einen solchen VerstoÃ� in einem Fall angenommen, in dem ein Arzt durch
nichtÃ¤rztliches Personal zwei Drittel seiner RÃ¶ntgenleistungen in einem
Krankenhaus durchfÃ¼hren lieÃ�, wÃ¤hrend er sich selbst in seinen ca. 200 m
entfernten PraxisrÃ¤umen aufhielt (NZS 1997, 195). Der KlÃ¤ger sei noch weit
weniger erreichbar gewesen. Nach seinem eigenen Vortrag habe er die Praxis
manchmal erst nach Arbeits- ende des Personals aufgesucht. Zwei seiner
Mitarbeiter hÃ¤tten gemÃ¤Ã� ErklÃ¤rungen vom 20. November 1998 zum 31.
Dezember 1998 gekÃ¼ndigt, da der KlÃ¤ger in letzter Zeit "niemals zu normalen
Arbeitszeiten seine Praxis betreten habe". Damit stehe die Pflichtverletzung auÃ�er
Zweifel. Unter BerÃ¼cksichtigung der gesamten UmstÃ¤nde sei eine GeldbuÃ�e
von 20.000,00 DM angemessen.

Der KlÃ¤ger hat gegen diesen Bescheid Klage zum Sozialgericht MÃ¼nchen (SG)
erhoben, diese jedoch nicht begrÃ¼ndet. Das SG hat die Klage mit Urteil vom 10.
Mai 2001 abgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrt es aus, zu Recht habe die Beklagte
gegen den KlÃ¤ger eine GeldbuÃ�e in HÃ¶he von 20.000,00 DM festgesetzt.
Aufgrund der Schwere der VerstÃ¶Ã�e gegen die vertragsÃ¤rztlichen Pflichten und
deren Dauer halte auch das Gericht eine Verwarnung oder einen Verweis fÃ¼r nicht
ausreichend und die AusschÃ¶pfung des Rahmens der GeldbuÃ�e fÃ¼r angebracht.
Im Ã�brigen folge das Gericht der zutreffenden BegrÃ¼ndung des angefochtenen
Bescheids und nehme hierauf ausdrÃ¼cklich gemÃ¤Ã� Â§ 136 Abs.3
Sozialgerichtsgesetz (SGG) Bezug. ErgÃ¤nzend sei auszufÃ¼hren, dass der
DisziplinarmaÃ�nahme das Verbot der Doppelbestrafung nicht entgegenstehe, da
der Widerruf der ErmÃ¤chtigung keine Strafe oder eine vergleichbare Ahndung
schuldhafter RechtsverstÃ¶Ã�e sei, sondern ausschlieÃ�lich eine
VerwaltungsmaÃ�nahme zur Sicherstellung der kassenÃ¤rztlichen Versorgung
(BSGE 61, 1 ff.). Die DisziplinarmaÃ�nahme sei auch nicht deswegen unzulÃ¤ssig,
weil die ErmÃ¤chtigung bereits mit Bescheid vom 28. Dezember 1998 widerrufen
worden sei, denn der dagegen eingelegte Widerspruch habe gemÃ¤Ã� Â§ 96 Abs.4
Satz 2 SGB V aufschiebende Wirkung, wobei es gleichgÃ¼ltig sei, ob dieser
zulÃ¤ssig oder unzulÃ¤ssig, begrÃ¼ndet oder unbegrÃ¼ndet sei. Damit habe der
KlÃ¤ger zum Zeitpunkt der Festsetzung der DisziplinarmaÃ�nahme noch eine
gÃ¼ltige ErmÃ¤chtigung zur Teilnahme an der ambulanten vertragsÃ¤rztlichen
Versorgung besessen, die erst mit Ablauf der Befristung zum 30. April 1999
ausgelaufen sei. Die Voraussetzung fÃ¼r die VerhÃ¤ngung einer
DisziplinarmaÃ�nahme sei damit bei Erlass des Disziplinarbescheides noch gegeben
gewesen (BSG vom 8. MÃ¤rz 2000, Az.: B 6 KA 62/98 R).
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Gegen dieses Urteil hat der KlÃ¤ger Berufung eingelegt, diese aber nicht
begrÃ¼ndet.

Er beantragt sinngemÃ¤Ã�, das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 18. Mai
2001 und den Bescheid der Beklagten vom 12. April 1999 aufzuheben.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie bezieht sich auf die EntscheidungsgrÃ¼nde des klageabweisenden Urteils.

Dem Senat liegen die Verwaltungsakte der Beklagten, die Akte des SG MÃ¼nchen
mit dem Az.: S 22 KA 1144/99 sowie die Berufungsakte mit dem Az.: L 12 KA 150/01
vor, die zum Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gemacht wurden, und auf
deren Inhalt ergÃ¤nzend Bezug genommen wird.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die nach Â§ 143 SGG statthafte, form- und fristgerecht eingelegte (Â§ 151 Abs.1
SGG) Berufung ist zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet. Zu Recht hat das SG die Klage
gegen den Disziplinarbescheid der Beklagten vom 12. April 1999 abgewiesen.

Nach Â§ 81 Abs.5 SGB V mÃ¼ssen die Satzungen der KassenÃ¤rztlichen
Vereinigungen die Voraussetzungen und das Verfahren zur VerhÃ¤ngung von
MaÃ�nahmen gegen Mitglieder bestimmen, die ihre vertragsÃ¤rztlichen Pflichten
nicht oder nicht ordnungsgemÃ¤Ã� erfÃ¼llen. MaÃ�nahmen im Sinne dieser
Bestimmung sind je nach Schwere der Verfehlung Verwarnung, Verweis, GeldbuÃ�e
oder die Anordnung des Ruhens der Zulassung oder der vertragsÃ¤rztlichen
Beteiligung bis zu zwei Jahren. Das HÃ¶chstmaÃ� der GeldbuÃ�e konnte nach Â§ 81
Abs.5 Satz 3 SGB V in der damals geltenden Fassung bis zu 20.000,00 DM betragen.
Der Disziplinargewalt der KassenÃ¤rztlichen Vereinigung unterliegen gemÃ¤Ã� Â§
95 Abs.4 Satz 3 i.V.m. Â§ 75 Abs.2 Satz 2, Â§ 81 Abs.5 auch ermÃ¤chtigte Ã�rzte
(vgl. Hess in KassKomm, SGB V, Â§ 81 Rdnr.24). Die Beklagte hat diese gesetzlichen
Vorgaben in Â§ 5 ihrer Satzung umgesetzt und insbesondere in Â§ 5 Abs.1 Satz 1 2.
Halbsatz ausdrÃ¼cklich festgestellt, dass auch ermÃ¤chtigte Ã�rzte ihrer
Disziplinargewalt unterliegen. Die Tatsache, dass der Zulassungsausschuss bereits
mit Beschluss vom 9. Dezember 1998, also deutlich vor Erlass des
streitgegenstÃ¤ndlichen Disziplinarbescheides, die ErmÃ¤chtigung des KlÃ¤gers
widerrufen hatte, steht der VerhÃ¤ngung der GeldbuÃ�e nicht entgegen, denn der
KlÃ¤ger hatte gegen den Widerrufsbescheid Widerspruch eingelegt, der gemÃ¤Ã� 
Â§ 96 Abs.4 Satz 2 SGB V aufschiebende Wirkung hatte, so dass der Widerruf durch
den Zulassungsausschuss die ErmÃ¤chtigung zum damaligen Zeitpunkt nicht zum
ErlÃ¶schen gebracht hatte. Diese endete vielmehr erst mit Ablauf der im Bescheid
vom 14. Mai 1997 ausgesprochenen Befristung zum 30. April 1999. Die zu diesem
Zeitpunkt bereits verhÃ¤ngte GeldbuÃ�e wurde durch den Ablauf der
ErmÃ¤chtigung nicht obsolet. Vielmehr bleibt eine GeldbuÃ�e als
disziplinarrechtliche Sanktion anders als etwa eine Verwarnung, wenn sie einmal
festgesetzt ist, auch nach Wegfall der Zulassung, hier der ErmÃ¤chtigung weiter
aufrecht erhalten (vgl. BSG in SozR 3-2500 Â§ 81 Nr.6, S.21).
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Die ausgesprochene DisziplinarmaÃ�nahme ist auch von der Sache her
gerechtfertigt, denn der KlÃ¤ger hat seine vertragsÃ¤rztlichen Pflichten verletzt,
insbesondere das Gebot der persÃ¶nlichen Leistungserbringung, das gemÃ¤Ã� Â§
32a Abs.1 Satz 1 Ã�rzte ZV ausdrÃ¼cklich auch fÃ¼r ermÃ¤chtigte Ã�rzte gilt.
Nach den glaubwÃ¼rdigen Angaben der ehemaligen Laborleiter des KlÃ¤gers im
Verwaltungsverfahren hat dieser mindestens seit Juni 1998 die Praxis tagsÃ¼ber,
wÃ¤hrend der dort Ã¼blichen Arbeitszeiten nicht mehr aufgesucht. Dies wurde vom
KlÃ¤ger selber in seiner Stellungnahme vom 23. Juli 1998 im Wesentlichen
bestÃ¤tigt, wo er ausfÃ¼hrt, dass er genetische Beratungen, fÃ¼r die er
ausdrÃ¼cklich ermÃ¤chtigt war, schon seit lÃ¤ngerem nicht mehr ausfÃ¼hre, dass
er die Praxis an manchen Tagen erst nach dem Ende der dortigen Arbeitszeit
aufgesucht habe und bedingt durch widrige UmstÃ¤nde mehr mit anwaltlichen
Dingen belastet gewesen sei. Von der Beklagten auf seine Verpflichtung zur
persÃ¶nlichen Leis- tungserbringung hingewiesen, hat er jegliche Mitarbeit
vermissen lassen und sich insbesondere einer persÃ¶nlichen Aussprache entzogen.
Damit steht fest, dass der KlÃ¤ger die sich aus der ErmÃ¤chtigung ergebende
Verpflichtung zur Erbringung der dort genannten Leis- tungen nicht mehr (im vollem
Umfang) erfÃ¼llt hat. Lediglich Laborleistungen wurden von der Praxis weiterhin
gefertigt, allerdings nicht im Beisein des KlÃ¤gers. Zwar kÃ¶nnen Laborleistungen
ungeachtet des im Vertragsarztrecht und speziell bei ermÃ¤chtigten Ã�rzten (vgl.
Â§ 32a Abs.1 Satz 1 Ã�rzte-ZV) geltenden Grundsatz der persÃ¶nlichen
Leistungserbringung auf fachlich qualifiziertes Personal delegiert werden. Der Arzt
ist jedoch verpflichtet, dieses Personal zu Ã¼berwachen und fÃ¼r Anfragen zur
VerfÃ¼gung zu stehen (Â§ 15 Abs.1 Satz 3 BMV-Ã�). Diese
Ã�berwachungstÃ¤tigkeit hat der KlÃ¤ger nach seinen eigenen Angaben nicht
persÃ¶nlich wahrgenommen, sondern auf zwei angestellte Laborleiter (Dipl.
Biologen) delegiert. Nach deren Angaben war er fÃ¼r diese wÃ¤hrend der
Ã¼blichen Arbeitszeit nicht erreichbar. Allenfalls ein Verkehr per FaxgerÃ¤t war
mÃ¶glich. Ansonsten beschrÃ¤nkte sich die TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers nach seinen
eigenen Angaben auf die Ã�berprÃ¼fung und Unterzeichnung der Befunde. Dies
wiederum geschah erst abends, nachdem das Personal die Praxis verlassen hatte.
FÃ¼r etwaige RÃ¼ckfragen oder aktuell zu treffende eilige Entscheidungen stand
er nicht zur VerfÃ¼gung. In diesem Verhalten des KlÃ¤gers sieht der DA und ihm
folgend die Beklagte zu Recht einen VerstoÃ� gegen die prinzipiell auch bei
Laborleistungen oder sonstigen technischen Verrichtungen geltende Pflicht der
persÃ¶nlichen Leistungserbringung in der Form der Ã�berwachung und Aufsicht der
die Leistungen ausfÃ¼hrenden Angestellten. Das LSG NRW hat in seinem vom DA
zitierten Urteil (NZS 1997, 195) einen VerstoÃ� gegen den Grundsatz der
persÃ¶nlichen Leistungserbringung bereits in einem Fall angenommen, wo
RÃ¶ntgenleistungen durch nichtÃ¤rztliches Personal erbracht wurden und der Arzt
sich in seinen ca. 200 m entfernten PraxisrÃ¤umen aufgehalten hatte, aber
fernmÃ¼ndlich jederzeit erreichbar war. Im vorliegenden Fall ist nicht sicher, wo
sich der KlÃ¤ger aufgehalten hat. Nach seinem eigenen Vorbringen ist davon
auszugehen, dass er eventuell zu Hause war. Jedenfalls war er nicht einmal
fernmÃ¼ndlich erreichbar. Darin ist eine noch schwerwiegendere Verletzung
vertragsÃ¤rztlicher Pflichten zu erblicken, als in dem vom LSG NRW entschiedenen
Fall (a.a.O.).
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Der DA hat demnach zu Recht ein pflichtwidriges Verhalten des KlÃ¤gers erkannt,
das durch eine DisziplinarmaÃ�nahme geahndet werden kann. Die von ihm
gewÃ¤hlte GeldbuÃ�e von 20.000,00 DM hÃ¤lt sich im gesetzlich und
satzungsgemÃ¤Ã� vorgebenen Rahmen. Dem DA steht insoweit ein Ermessen zu,
das nicht in erkennbarer Weise Ã¼berschritten wurde. Zu Recht wertet er es zu
Lasten des KlÃ¤gers, dass dieser sein Verhalten trotz entsprechender Abmahnung
durch die Beklagte nicht geÃ¤ndert hat und auch nicht zu einem GesprÃ¤ch oder
zur Zusammenarbeit mit der Beklagten bereit war.

Zusammenfassend kommt der Senat, wie bereits das SG zu dem Ergebnis, dass die
von der Beklagten verhÃ¤ngte GeldbuÃ�e nicht zu beanstanden ist. Die Berufung
war deshalb als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs.4 SGG in der vor dem 2. Januar 2002
geltenden Fassung.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision sind nicht ersichtlich.

Erstellt am: 03.11.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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